
Beglaubigte Abschrift 

S 7 AL 148/19 

SOZIALGERICHT AUGSBURG 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

in dem Rechtsstreit 

- Kläger -

Proz.-Bev.: 
DGB Rechtsschutz GmbH, Büro Augsburg, Schaezlerstraße 13 1/2, 86150 Augsburg 
- 00726-19

gegen 

-
-

-Beklagte -

Die 7. Kammer des Sozialgerichts Augsburg hat auf die mündliche Verhandlung in Augs­
burg 

am 4. Dezember 2020 

durch die Richterin am Sozialgericht ... als Vorsitzende sowie die ehrenamtli­chen 
Richter ...und ...

für Recht erkannt: 

1. Die Beklagte wird unter Abänderung des Bescheides vom 7. Juni 2019 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 17. Juni 2019 verurteilt,
dem Kläger Arbeitslosengeld ohne Anspruchsminderung von 21 Tagen ab
1. April 2019 zu gewähren.

II. Die Beklagte hat dem Kläger die notwendigen außergerichtlichen Kosten
des Verfahrens zu erstatten.
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T a t b e s t a n d

Zwischen den Beteiligten ist die Minderung des Anspruchs auf Arbeitslosengeld um 21 

Tage aufgrund einer von der Beklagten verfügten Sperrzeit von 3 Wochen bei Arbeitsauf­

gabe (§ 159 Sozialgesetzbuch Drittes Buch - SGB III-) streitig. 

Der 1973 geborene Kläger war seit 04.07.2014 bei der Firma K. GmbH als 

Lagermitarbeiter beschäftigt. Am 28.02.2019 schloss der Kläger mit der Firma K. GmbH 

einen Aufhebungsvertrag, mit dem das Arbeitsverhältnis zum 31.03.2019 zur Vermeidung 

einer arbeitgeberseitigen betriebsbedingten Kündigung zum gleichen Termin, wie es in § 1 

des Aufhebungsvertrages heißt, beendet wurde. Für den Verlust des Arbeitsplatzes wurde 

eine Abfindung in Höhe von 5.500,00 € brutto im Aufhebungsvertrag vereinbart. Zugleich 

vereinbarten die Arbeitsvertragsparteien die unwiderrufliche Freistel:­ lung des Klägers 

unter Fortzahlung des Arbeitsentgelts ab dem Zeitpunkt der Unterzeich­nung des 

Aufhebungsvertrages bis zum 31.03.2019. Der Kläger meldete sich am 28.02.2019 bei-der 

Beklagten zum 01.04.2019 arbeitslos und beantragte Arbeitslosen­geld. Den Angaben in 

der Arbeitsbescheinigung der Firma K. GmbH zufolge hätte bei Nichtabschluss des 

Aufhebungsvertrages vom 28.02.2019 zum selben Zeitpunkt eine betriebsbedingte 

Kündigung des Arbeitsverhältnisses gedroht. 

Mit Sperrzeitbescheid vom 03.04.2019 stellte die Beklagte den Eintritt einer Sperrzeit von 
( ...... , 

12 Wochen vom 01.03.2019 bis 23.05.2019 mit einer Minderung der Anspruchsdauer um 

90 Tage fest. Der Kläger habe sein Beschäftigungsverhältnis durch Abschluss eines Auf­

hebungsvertrages selbst gelöst. Es sei unerheblich, ob die Initiative zum Abschluss die­

ses Aufhebungsvertrages vom Kläger oder von seinem ehemaligen Arbeitgeber ausge­

gangen sei. Entscheidend sei, dass der Aufhebungsvertrag ohne Zustimmung des Klä­

gers nicht habe zustande kommen können. Der Kläger habe voraussehen müssen, dass 

er dadurch arbeitslos werden würde. Ein wichtiger Grund für das Verhalten des Klägers 

sei nicht gegeben. Außerdem bewilligte die Beklagte mit korrespondierendem Ände­

rungsbescheid vom 03.04.2019, der den Bewilligungsbescheid vom 27.03.2019, mit dem 

dem Kläger im Rahmen einer vorläufigen Entscheidung Leistungen bewilligt worden wa­

ren, ersetzte, Arbeitslosengeld ab 24 . .05.2019 in Höhe von 37,24 € täglich. 

Gegen die Bescheide vom 03.04.2019 erhob der Kläger am 29.04.2019 Widerspruch. Er 

habe einen wichtigen Grund für den Abschluss des Aufheb�ngsve�rages, ge�abt, da an-
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sensten eine arbeitgeberseitige betriebsbedingte Kündigung zum gleichen Termin ausge­

sprochen worden wäre. Die Vorgespräche seien zusammen mit einem Vertreter des 

Ar­beitgebers und dem Betriebsrat G. geführt worden. Der Beklagten sei im Übri­gen 

bekannt, dass die Firma K. GmbH mehreren Mitarbeitern betriebsbe­dingt gekündigt 

habe. 

Mit Änderungsbescheid vom 07.06.2019 half- entsprechend einer Abhilfeverfügung vom 

05.06-.2019 (Blatt 191 der Verwaltungsakte)- die Beklagte dem Widerspruch des Klägers 

insoweit ab, als sie ihm - nunmehr unter Berücksichtigung des Übermaßverbotes ausge­

hend von einer nur 3-wöchigen Sperrzeit (01.03.2019 bis 21.03.2019)- Leistungen be­

reits ab 01.04.2019 in Höhe von 37,24 € bis 09.03.2020 bewilligte, d. h. unter Berücksich­

tigung einer Anspruchsminderung um 21 Tage gemäß§ 148 Abs. 1 Nr. 4 SGB III. Eine 

gesonderte Teilaufhebung des Sperrzeitbescheides vom 03.04.2019 erfolgte nicht. 

Mit Widerspruchsbescheid vom 17.06.2019 wies die Beklagte den Widerspruch des Klä­

gers nach Erteilung des Abänderungsbescheides vom 07.06.2020 im Übrigen als unbe­

gründet zurück. Ein wichtiger Grund für die Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses 

durch Aufhebungsvertrag vom 28.02.2019 habe nicht bestanden. Allein das Drohen einer 

arbeitgeberseitigen Kündigung stelle noch keinen wichtigen Grund im Sinne des Sperr­

zeitrechts dar. Da die Abfindung in Höhe von 5.500,00 €, die der Kläger im Zuge der Be­

endigung des Beschäftigungsverhältnisses erhalten habe, mehr als 0,5 Monatsgehälter 

für jedes Jahr des Arbeitsverhältnisses betrage, sei die Rechtmäßigkeit der drohenden 

Kündigung maßgeblich. Nach den eingeholten Auskünften des ehemaligen Arbeitgebers 

des Klägers wäre bei einer betriebsbedingten Kündigung die Sozialauswahl nicht einge­

halten worden. Es sei dem Kläger daher nach Abwägung seiner Interessen mit den Inte­

ressen der Beitragszahler zumutbar gewesen, die arbeitgeberseitige Kündigung abzuwar­

ten. 

Mit der am 11.07.2019 zum Sozialgericht Augsburg erhobenen Klage verfolgt der Kläger 

sein Begehren weiter. Auch die Sperrzeit von nunmehr 3 Wochen, wie sie von der Beklag-

. ten festgestellt worden sei, sei nicht gerechtfertigt. Ihm sei zu keinem Zeitpunkt bewusst 

gewesen, dass die Sozialauswahl nicht korrekt durchführbar gewesen sei. Auch sei ihm 

nicht bekannt gewesen, dass 3 andere Kollegen bei der Sozialauswahl früher hätten im 

Falle einer Kündigung berücksichtigt werden müssen. Ihm sei nicht einmal der Begriff 

"Sozialauswahl" bekannt. Es könne nicht in seinem Risikobereich liegen, vorab die Sozi­

alauswahl zu prüfen und gegebenenfalls auch eine Kündigungsschutzklage beim Arbeits-
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Zwar überschreitet die dem Kläger gezahlte Abfindung in Höhe von 5.500,00 € den sich :... 

ausgehend von einer 5-jährigen Betriebszugehörigkeit - ergebenden Abfindungsanspruch 

nach § 1 a KSchG. Bei der Ermittlung der Dauer des Arbeitsverhältnisses bei einem Zeit­

raum von mehr als sechs Monaten ist auf ein volles Jahr aufzurunden (§ 1 a Abs. 2 Satz 3 

K�chG), sodass angesichts der Beschäftigungsdauer des Klägers bei der Firma K. GmbH 

eine Betriebszugehörigkeit von 5 Jahren zu berücksichtigen ist. Da das zuletzt 

abgerechnete monatliche Arbeitsentgelt 2.150, 16 € brutto ausweislich der Ar­

beitsbescheinigung vom 04.03.2019 (für Februar 2019) betrug, würde sich nach§§ 1a 

Abs. 2, 10 Abs. 3 KSchG ein Abfindungsanspruch von 5.375,40 € ergeben, sodass sich 

gegenüber der vereinbarten Abfindung von 5.500,00 € eine Differenz in Höhe von 124,60 

€ errechnet. 

Die gesetzliche Regelung der Abfindung in § 1 a KSchG schließt jedoch die Vereinbarung 

von höheren oder niedrigeren Abfindungen nicht aus ( vgl. Bundesarbeitsgericht - BAG -, 

Urteil vom 10.07.2008, 2 AZR 299/07, juris). Anders als bei der Vereinbarung der gesetz­

lich vorgesehenen Abfindurigshöhe kann allerdings bei frei vereinbarter Abfindungssum­

me, namentlich dann, wenn der Betrag die Grenzen des § 1 a Abs. 2 KSchG deutlich 

überschreitet, ein Anhaltspunkt für einen "Freikauf' gegeben sein (vgl. BSG, Urteil vom 

02.05.2012, B 11 AL 6/11 R, m.w.N., juris). 

Das Bayerische Landessozialgericht (BayLSG) hat selbst bei (erheblicher) Überschreitung 

der Grenzen des § 1 a Abs. 2 Satz 1 KSchG einen wichtigen Grund bejaht, solange keine 

Gesetzesumgehung durch die Arbeitsvertragsparteien im Sinne eines "Freikaufs" vom 

Kündigungsschutzgesetz feststellbar ist (BayLSG, Urteil vom 28.02.2013, L 9 AL 42/10, 

juris). Die Rechtmäßigkeit der drohenden betriebsbedingten Kündigung sei - so das 

BayLSG - abgesehen vom Fall der Gesetzesumgehung zu Lasten der Versichertenge­

meinschaft "in aller Regel" nicht zu prüfen (BayLSG a.a.O.). Dieser Rechtsprechung 

schließt sich die Kammer an. 

Bei der Beurteilung, ob ein wichtiger Grund anzunehmen ist, war für die Kammer von Be­

deutung, dass von einer Gesetzesumgehung angesichts der glaubhaften Beteiligung des 

Betriebsrats an den Vorgesprächen und dem Umstand, dass mehrere Arbeitnehmer ge­

kündigt wurden sowie des vom Kläger geschilderten Ablaufs bis zum Abschluss des Auf­

hebungsvertrages, vorliegend nicht ausgegangen werden kann. Es fehlt schon an einer 

maßgeblichen Überschreitung der Abfindung nach § 1 a KSchG, nachdem die Differenz 






